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XlV. GesetzgecllH<jsperiode 

·A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. Hauser, DDr. König 

und Genossen 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betreffend Verbesserungen für Verbrechensopfer 

Der Herr Bundesminister für Justiz hat vor wenigen Tagen 

anläßlich der Richterwoche in Bad Gastein erklärt, das Bundes­

ministerium für Justiz prüfe einen Vorschlag, aus den Einqängen 

von Strafgeldern den Opfern zu helfen. Darüber hinaus wurde 

in letzter Zeit bekannt, daß die Einnahmen des Bundes aus 

gerichtlichen Strafgeldern erheblich gestiegen sind. 

Der vom Herrn Bundesminister für Justiz apostrophierte "Vorschlag" 

ist der Initiativantrag der unterfertisten Abgeordneten betreffend 

die Besserstellungdes Geschädigten. Die Abgeordneten der ÖVp· 

haben in diesem Antrag folgende Vorschläge semacht: 

+ Der Staat überläßt die vom Täter kassierte Geldstrafe 

dem Geschädigten; 

+ der Staatsanwalt muß dem Geschädiqten gegenüber beorÜnc.en, 

warum er das Strafverfahren eingestellt hat; 

+ die Rechte des Geschädigten im Strafprozeß ~üssen 

verbessert werden. 
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Der Antrag liegt bereits seit vielen r·1onat.e,n im Just.izausscnuß ( 

in dem derzeit das Familienrecht beraten 'ilird. Die tlnter~ 

fertigten Abgeordneten gehen von der Erwartung aus, daß nach 

l\.bschluß der Beratungen über das Familienrech'c im korrroenden 

Jahr ihr Antrag behandelt und eine diesbezügliche gesetzliche 

Regelung beschlossen wird. 

Obwohl derzeit natürlich noch kein Gesetzesh2schluß vorlieGt ~\,t-ire . . . I 

es doch zweckmäßig, bei den bevorstehenden Beratungen auf 

interministerieller Ebene über das Budget für das Jahr 1978 

darauf in geeigneter Weise Rücksicht zu neh~en. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

.minister für Justiz folgende 

A n fra g e 

1) Werden Sie bei den bevorstehenden Berat.ungen auf Bec~.ten­

ebene über das Budget für das Jahr 1978 in ~eeigneter Forrr. 

berei ts darauf Rücksicht nehm.en, daß eine Uberlassung von 

G~ldstrafen an Verbrechens opfer im Laufe des Jahre 1978 

stattfinden kann. ? 
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